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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Danyal Bayaz, Anja Hajduk, Lisa Paus, Stefan Schmidt,  
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Katharina Dröge, Sven-Christian Kindler und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Pläne zur Reform der Unternehmensbesteuerung 

Die Große Koalition streitet seit Verabschiedung der US-Steuerreform über eine 
mögliche Antwort der Bundesrepublik Deutschland (www.stuttgarter-nachrichten. 
de/inhalt.steuerwettbewerb-laender-wollen-unternehmenssteuern-pruefen.17946480-8e 
8d-4d33-a4af-39ed66304189.html). Teile der Unionsfraktion haben ein Impuls- 
papier zur Reform der Unternehmensbesteuerung beschlossen, was seitens des  
Koalitionspartners SPD zurückgewiesen wurde (www.finanznachrichten.de/ 
nachrichten-2019-01/45855532-unions-plaene-zur-unternehmensteuer- 
sorgen-fuer-zwist-in-der-koalition-015.htm). 
Auch der Bundesminister für Wirtschaft und Energie Peter Altmaier machte Vor-
schläge, die Unternehmenssteuern zu senken (www.handelsblatt.com/politik/ 
konjunktur/nachrichten/konjunktur-altmaier-korrigiert-prognose-und-will-unter 
nehmenssteuern-senken/24229988.html?ticket=ST-3027924-1HhrgveozN1X3I 
aVp7C1-ap2). Bundesminister der Finanzen Olaf Scholz hat diese Pläne abge-
lehnt (www.faz.net/aktuell/wirtschaft/scholz-lehnt-altmaier-plan-fuer- 
milliardenentlastung-ab-15833907.html). Stattdessen hat er eigene Vor-
schläge für Steuerentlastungen von Personengesellschaften angekündigt (www. 
welt.de/wirtschaft/article193725013/Olaf-Scholz-plant-Steuererleichterungen-fuer- 
Mittelstand.html) und zwischenzeitlich einmal die Erhöhung des Spitzensteuersat-
zes in der Einkommensteuer vorgeschlagen, den Gesellschafter von Personen- 
gesellschaften ebenfalls zahlen müssten (www.zeit.de/wirtschaft/2019-01/olaf- 
scholz-spitzensteuersatz-einkommen-anstieg). 

Wir fragen die Bundesregierung: 
1. Welche konkreten Erleichterungen für Personengesellschaften und Familien-

unternehmen plant das Bundesministerium der Finanzen (BMF) (www.welt. 
de/wirtschaft/article193725013/Olaf-Scholz-plant-Steuererleichterungen-fuer- 
Mittelstand.html), und welche Unternehmen (z. B. nach Rechtsform, Gesell-
schafterstruktur etc.) fasst Bundesfinanzminister Scholz mit den geplanten 
Änderungen konkret ins Auge? 

2. Welches Ziel verfolgt das Bundesfinanzministerium mit diesen geplanten 
Änderungen, und mit welchen Folgen für den Bundeshaushalt und die Haus-
halte anderer Gebietskörperschaften kalkuliert das Bundesfinanzministe-
rium? 
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3. Welche Veränderungen sehen die Pläne der Bundesregierung in Bezug auf 

die sog. Thesaurierungsbegünstigung vor, insbesondere auf den anzuwen-
denden Steuersatz als auch die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme 
der Begünstigung? 

4. Wie viele Steuerpflichtige haben in den Jahren seit der Einführung der The-
saurierungsbegünstigung diese jeweils genutzt, und wie verteilen sich die 
Nutzer auf verschiedene Rechtsformen? 

5. In wie vielen Fällen wurde dabei der Gewinn bzw. Gewinnanteil vollständig, 
das heißt in maximal möglicher Höhe, thesauriert? 

6. Welche Grenzsteuersätze wiesen die Nutzer der Thesaurierungsbegünsti-
gung im Durchschnitt auf (bitte pro Jahr seit Einführung angeben)? 

7. Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung in Bezug auf die Absenkung 
der Gesamtsteuerbelastung von Kapitalgesellschaften vor, und auf welchen 
Prozentsatz soll die Steuerbelastung gesenkt werden? 

8. Inwiefern kann die Bundesregierung ausschließen, dass ihre Pläne zur Re-
form einer Unternehmensbesteuerung bei Umsetzung negative finanzielle 
Auswirkungen für Städte und Gemeinden hätten? 

9. Welche konkreten Ideen und Pläne existieren innerhalb der Bundesregierung 
für etwaige Änderungen an der Gewerbesteuer? 

10. Plant die Bundesregierung im Bereich des Solidaritätszuschlages eine wei-
tergehende Regelung als die Abschaffung für 90 Prozent der Soli-Zahler, wie 
im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU, und SPD vereinbart (https:// 
dynamic.faz.net/download/2018/koalitionsvertrag.pdf)? 
Wenn ja, soll der Solidaritätszuschlag auch für Kapitalgesellschaften abge-
schafft oder verringert werden? 

11. Welche Änderungen sieht die Bundesregierung in Bezug auf die Anrechnung 
der Gewerbesteuer bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer vor, welches 
Ziel verfolgt die Bundesregierung damit, und mit welchen Folgen für den 
Bundeshaushalt kalkuliert das BMF? 
Plant die Bundesregierung die Schaffung eines Optionsmodells, um eine 
rechtsformneutrale Besteuerung von Personen- und Kapitalgesellschaften zu 
ermöglichen? 

12. Welche Auswirkungen hätte die Schaffung eines Optionsmodells für die öf-
fentlichen Haushalte? 

13. Welche Auswirkungen hätte die Schaffung eines Optionsmodells für die 
Verteilung der Steuereinnahmen zwischen den Gebietskörperschaften (unter 
der Maßgabe, dass der aktuelle Verteilungsschlüssel gilt)?  

14. Plant die Bundesregierung Änderungen am Außensteuergesetz, und wenn ja, 
an welchen konkreten Stellen (z. B. Hinzurechnungsbesteuerung), und mit 
welchem Ziel? 

15. Plant die Bundesregierung Änderungen bei der Verzinsung von Steuernach-
forderungen und Steuererstattungen (z. B. Steuersatz, Zeitpunkt der Verzin-
sung von Steuernachforderungen und Steuererstattungen)? 

16. Wie hoch war in den letzten zehn Jahren (bitte pro Jahr angeben) das Saldo 
für die öffentlichen Haushalte (bitte nach Bund, Ländern und Kommunen 
aufschlüsseln) durch die Verzinsung von Steuernachforderungen und Steuer- 
erstattung? 

17. Plant die Bundesregierung die Einführung einer nationalen Anzeigepflicht 
für Steuergestaltungsmodelle, die über die Vorgaben von Europarecht hi- 
nausgeht, und wenn ja, an welchen Stellen, und mit welchem Ziel? 

juris Lex QS
03052024 ()



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/10829 
 
18. Plant die Bundesregierung eine Reduktion der Erklärungspflichten sowie 

Aufbewahrungsfristen zur Einkommen-, Gewerbe- und Körperschaftsteuer, 
und wenn ja, bei welchen Angaben plant die Bundesregierung einen Verzicht  
oder eine Reduktion der Meldepflicht? 

19. Plant die Bundesregierung Änderungen bei den Abschreibemöglichkeiten 
für so genannte geringwertige Wirtschaftsgüter, und wenn ja, welche, und 
mit welchem Ziel? 

20. Plant die Bundesregierung die Wiedereinführung der degressiven Abschrei-
bemöglichkeit bei beweglichen Wirtschaftsgütern, und wenn ja, mit wel-
chem Ziel, und mit welchen Kosten kalkuliert die Bundesregierung? 

21. Welche Änderungen bei der Abschreibung digitaler Innovationsgüter plant 
die Bundesregierung, mit welchem Ziel, und mit welchen Kosten kalkuliert 
die Bundesregierung? 

22. Auf welche Summe belaufen sich die derzeit aufgelaufenen und festgesetz-
ten Verluste von Kapitalgesellschaften zum 31. Dezember 2018, und wie 
viele dieser Verluste entfallen auf inländische Kapitalgesellschaften, deren 
Anteilseigner im EU-Ausland oder im Drittland? 

23. Welche Änderungen plant die Bundesregierung bei der steuerlichen Behand-
lung von Verlustvorträgen, insbesondere hinsichtlich der Vortragsmöglich-
keiten und der Anwendung der derzeit geltenden Mindestbesteuerungsrege-
lung, und mit welcher Aufkommenswirkung kalkuliert die Bundesregierung 
für die öffentlichen Haushalte, und welche Ziele verfolgt die Bundesregie-
rung damit? 

Berlin, den 4. Juni 2019 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion
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